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Unterrichtung 
 
gemäß Artikel 94 der Verfassung des Landes Brandenburg 





 

Fassung vom 29. September 2017 
 

       

 

 

Verwaltungsvereinbarung 

 

 

zwischen dem 

Land Brandenburg 

vertreten durch das 

Ministerium für Wirtschaft und Energie 

(MWE) 

vertreten durch den Minister für Wirtschaft und Energie 

 

und dem 

Freistaat Sachsen 

vertreten durch das 

Sächsische Staatsministerium für  

Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 

(SMWA) 

vertreten durch den Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 

- im Weiteren „Länder“ -  

über die 

Rahmenbedingungen zur Förderung des Projektes  

„Entwicklung neuer Perspektiven für eine länderübergreifende 

Regionalentwicklung in der Lausitz“ (Modellprojekt) durch die  

Experimentierklausel des Koordinierungsrahmens der Gemeinschaftsaufgabe  

"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) 
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Präambel 
 

Die Länder und die Gebietskörperschaften der sächsischen und brandenburgischen Lausitz haben 

das gemeinsame Ziel, den Strukturwandel in der Lausitz durch eine länderübergreifende Zusam-

menarbeit zu gestalten und so eine nachhaltige Entwicklung herbeizuführen. 

 

Zur Steigerung der Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Wirtschaftsstruktur kön-

nen die Länder gemäß Teil II Buchstabe B Ziffer 4.6 des Koordinierungsrahmens der GRW vom 

25. August 2017 jährlich Förderungen aus der GRW in Höhe von bis zu 10 Prozent der Landes-

quote, höchstens aber jährlich insgesamt 10 Millionen Euro, für Maßnahmen einsetzen, die nicht 

im Koordinierungsrahmen der GRW vorgesehen sind (Experimentierklausel). Die Förderung ge-

werblicher Investitionen ist von dieser Experimentierklausel ausgeschlossen. Vor Bewilligung einer 

Förderung ist die Zustimmung des Unterausschusses einzuholen. Für das Modellprojekt liegt die 

Zustimmung des Unterausschusses in seiner 321. Sitzung am 13. September 2016 vor (Anlage: 

Projektskizze). 

 

In der gemeinsamen Kabinettssitzung der Länder am 13. Juni 2017 wurden die für Wirtschaft zu-

ständigen Minister der Länder beauftragt, für das länder- und landkreisübergreifende Modellprojekt 

der Gebietskörperschaften eine Verwaltungsvereinbarung der Länder zu schließen (Anlage: Be-

schlussziffer 6 der gemeinsamen Kabinettssitzung). Die Länder kommen diesem Auftrag mit dieser 

Vereinbarung nach.  

 

Der Landkreis Görlitz hat am 24. Juli 2017 einen auf das Modellprojekt bezogenen Antrag auf För-

derung auf Grundlage der zwischen den Gebietskörperschaften der sächsischen und brandenbur-

gischen Lausitz getroffenen Kooperationsvereinbarung vom … (Anlage: Kooperationsvereinba-

rung) bei der Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) gestellt. 

 

§ 1 

Zielsetzung 
 

Die Länder verfolgen gemeinsam das Ziel, das Modellprojekt „Entwicklung neuer Perspektiven 

für eine länderübergreifende Regionalentwicklung in der Lausitz“ zu unterstützen. 
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§ 2 

Aufgaben 
 

(1) Das Land Brandenburg übernimmt die Aufgabe, die Förderung in eigener Zuständigkeit nach 

der Zielsetzung und den näheren Bestimmungen dieser Vereinbarung umzusetzen. 

(2) Die Umsetzung der Förderung erfolgt durch die ILB als Bewilligungsbehörde. Das Land Bran-

denburg hat eine ordnungsgemäße Umsetzung der Förderung nach der Zielsetzung und den 

näheren Bestimmungen dieser Vereinbarung durch die ILB als Bewilligungsbehörde sicherzu-

stellen. 

(3) Der Freistaat Sachsen kommt seinen Mitwirkungs- und Zahlungspflichten nach der Zielset-

zung und den näheren Bestimmungen dieser Vereinbarung nach. 

 

§ 3 

Aufteilung der Förderausgaben und abgerechneten Verwaltungskosten (Entgelte) 
 

(1) Die Länder  tragen die Ausgaben für die Förderung jeweils hälftig. 

(2) Die Länder tragen die Ausgaben für die von der ILB als Bewilligungsbehörde abgerechneten 

Verwaltungskosten (Entgelte) jeweils hälftig. 

(3) Zurückgezahlte Ausgaben für die Förderung und für die Entgelte stehen den Ländern jeweils 

hälftig zu. 

 

§ 4 

Bereitstellung der Ausgaben, Übertragung der Ausgaben zur Bewirtschaftung 
 

(1) Die Bereitstellung der Ausgaben für die Förderung und für die Entgelte sowie die Übertragung 

dieser Ausgaben zur Bewirtschaftung stehen unter dem Vorbehalt der durch die Länder etat-

bewilligten Haushaltsermächtigungen.  

(2) Der Freistaat Sachsen wird seinen Anteil an den Ausgaben für die Förderung nach § 3 Absatz 

1 dieser Vereinbarung sowie für die Entgelte nach § 3 Absatz 2 dieser Vereinbarung dem 

Land Brandenburg im Wege einer Übertragung zur Bewirtschaftung bereitstellen. Die Übertra-

gung der Ausgaben zur Bewirtschaftung erfolgt nach Maßgabe der Haushaltsordnung des 

Freistaates Sachsen (Sächsische Haushaltsordnung – SäHO) und der Verwaltungsvorschrif-

ten des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zur Sächsischen Haushaltsordnung 

(VwV-SäHO). 

(3) Das Land Brandenburg stellt dem Freistaat Sachen einmal jährlich eine Rechnung über die 

Entgelte des Vorjahres nach § 3 Absatz 2 dieser Vereinbarung. 

(4) Dem Freistaat Sachsen wird sein Anteil an zurückgezahlten Ausgaben für die Förderung und 

für die Entgelte nach § 3 Absatz 3 dieser Vereinbarung durch das Land Brandenburg rechtzei-

tig erstattet. 
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§ 5 

Gemeinsame Prozesssteuerung 
 

(1) Die Länder benennen als Ansprechpartner für die fachliche Begleitung des Modellprojektes 

die jeweils für die GRW-Förderung zuständigen Referate, für zuwendungstechnische und -

rechtliche Fragen im Einzelfall die ILB als Bewilligungsbehörde. 

(2) Die Länder stimmen sich während der Laufzeit dieses Projekts miteinander ab. Dazu werden 

die GRW-Referate der Länder weitere Regelungen erarbeiten.  

(3) Über wichtige Fragen muss zwischen den Ländern Einvernehmen hergestellt werden. Hierzu 

gehören insbesondere die halbjährliche einzelmaßnahmenbezogene Kosten- und Finanzie-

rungsplanung, Zuwendungsempfänger, die jährliche Berichterstattung sowie der Aufbau eines 

Monitorings zu der Maßnahme. 

 

§ 6 

Antragsteller und Zuwendungsempfänger  
 

(1) Antragsteller ist nach § 1 Abs. 2 der Kooperationsvereinbarung vom ..: (Anlage) der Landkreis 

Görlitz. Er vertritt dabei alle Gebietskörperschaften der Kooperationsvereinbarung (Kooperati-

onspartner). Zuwendungsempfänger sind die Kooperationspartner.  

(2) Die Kooperationspartner beabsichtigen, die Eigenschaft als Antragsteller und Zuwendungs-

empfänger an die länderübergreifende Gesellschaft „Wirtschaftsregion Lausitz GmbH“ zu über-

tragen, sobald diese rechtsfähig ist.  

 

§ 7 

Grundlagen und Förderverfahren 
 

(1) Die Zuwendungen werden im Rahmen der durch die Länder etatbewilligten Haushaltsermäch-

tigungen gewährt. 

(2) Die Zuwendungen werden nach den Vorgaben der Landeshaushaltsordnung des Landes 

Brandenburg (LHO), den erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV-LHO), der zwischen den 

Gebietskörperschaften der sächsischen und brandenburgischen Lausitz  getroffenen Koopera-

tionsvereinbarung vom … (Anlage) sowie den Bestimmungen dieser Vereinbarung auf Grund-

lage des Koordinierungsrahmens der GRW vom 4. August 2016 (Experimentierklausel nach 

Teil II Buchstabe B Ziffer 4.7) sowie der Zustimmung des GRW-Unterausschusses in seiner 

321. Sitzung am 13. September 2016 gewährt. Im Rahmen des Projektes werden Einzelmaß-

nahmen in den folgenden Bereichen durchgeführt:  

- Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Unternehmen 

- Energieeffizienz 
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- Mobilität und digitaler Zugang 

- Natur, Umweltschutz, Tourismus 

- Perspektiven der Regionalentwicklung. 

(3) Zuwendungsfähig sind Personal- und Sachausgaben, Ausgaben für die Beschaffung wissen-

schaftlicher Expertise sowie Ausgaben für sonstige Fremdleistungen anhand der üblichen Re-

gelungen des Landes Brandenburg. 

(4) Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung im Wege der Anteilfinanzierung der zuwendungs-

fähigen Ausgaben. Der Förderhöchstbetrag beträgt gemäß Ziff 4.7 Teil II B Koordinierungs-

rahmen GRW in Verbindung mit der Genehmigung des GRW-Unterausschusses in seiner 

321. Sitzung am 13. September 2016 7,335 Mio. EUR mit einem Fördersatz von 90 %. Als 

Nebenbestimmung zum Zuwendungsbescheid gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen 

gemäß den VVG Nr. 5.1 zu § 44 LHO mit folgenden Änderungen: 

1. Die Festlegung konkreter Förderinhalte durch die ILB als Bewilligungsbehörde erfolgt 

im Rahmen des Förderverfahrens anhand der vom Zuwendungsempfänger jeweils für das 

folgende Halbjahr vorgelegten einzelmaßnahmenbezogenen Kosten- und Finanzierung-

planung. Die Beurteilung dieser Planung im Hinblick auf § 1 dieser Vereinbarung obliegt 

fachlich den Ländern nach § 5 Absatz 1 dieser Vereinbarung. 

2. Der Finanzplan enthält die Ausgabenansätze: Personal- und Sachausgaben, Ausga-

ben für die Beschaffung wissenschaftlicher Expertise, Ausgaben für sonstige Fremdleis-

tungen. 

3. Der Zuwendungsempfänger dokumentiert eine fortlaufende, nach Jahren untergliederte 

Übersicht aller geförderten Einzelmaßnahmen (jährliche Ausgaben- und Vergabedoku-

mentation) und eine nach Ländern untergliederte Übersicht aller geförderten Einzelmaß-

nahmen (länderbezogene Ausgaben- und Vergabedokumentation). 

4. Der Zuwendungsempfänger hat die Pflicht, mit Beginn der Maßnahme ein vierteljährli-

ches Monitoring zu den Einzelmaßnahmen vorzulegen. Zum Aufbau des Monitoring er-

folgt eine enge Abstimmung mit der ILB als Bewilligungsbehörde und den Ländern.  

5. Der Zuwendungsempfänger erstellt einen Jahresbericht und legt diesen zum  

31. März des Folgejahres der ILB als Bewilligungsbehörde und den beiden Ländern vor. 

Zum Berichtsumfang erfolgt eine enge Abstimmung mit den Ländern. 

6. Neben dem Landesrechnungshof Brandenburg hat der Sächsische Rechnungshof ein 

Prüfrecht sowohl hinsichtlich des Zuwendungsempfängers als auch hinsichtlich des von 

ihm Beauftragten. 

(5) Die ILB als Bewilligungsbehörde führt die Prüfung des Verwendungsnachweises und der Er-

folgskontrolle gemäß VVG Nr. 11 zu § 44 LHO durch. Die Länder sind über die Ergebnisse zu 

informieren. Unverzüglich nach Vorlage des Verwendungsnachweises sind die Vollständigkeit 

der Unterlagen sowie die Geltendmachung eines Erstattungsanspruchs aufgrund der Angaben 
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im Verwendungsnachweis zu prüfen. Die vollständige Verwendungsnachweisprüfung ist in-

nerhalb eines Jahres abzuschließen.  

§ 8 

Sonstige Bewilligungsvoraussetzung  
   

(1) Über die üblichen Antragsunterlagen hinaus, ist dem Förderantrag für das erste Halbjahr eine 

einzelmaßnahmenbezogene Kosten- und Finanzierungsplanung hinzuzufügen. 

(2) Die Beurteilung der geplanten Einzelmaßnahmen und Kosten im Hinblick auf die Zielsetzung 

dieser Vereinbarung obliegt fachlich den Ländern nach § 5 Absatz 1 dieser Vereinbarung. 

 

§ 9 

Prüfung  
 

(1) Die Länder, die von den Ländern Beauftragten sowie die Landesrechnungshöfe der Länder 

haben ein Prüfrecht sowohl hinsichtlich des Zuwendungsempfängers als auch hinsichtlich des 

von ihm Beauftragten. 

(2) Das Land Brandenburg stellt die Durchsetzung dieser Prüfrechte sicher. Die Länder unterstüt-

zen sich bei der Prüfung gegenseitig. 

 

§ 10 

Laufzeit, Kündigung und Änderung 
 

(1) Diese Verwaltungsvereinbarung wird für die Dauer des Modellprojektes bis zum Abschluss der 

Prüfung des letzten Verwendungsnachweises geschlossen.  

(2) Diese Verwaltungsvereinbarung ist von beiden Seiten nur aus wichtigem Grund kündbar. 

(3) Die Kündigung und jede Änderung bedürfen der Schriftform. 

 

 

Potsdam, den        Dresden, den 

 

 
………………………. .………………………. 

Albrecht Gerber Martin Dulig 

Minister für Wirtschaft und Energie Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit und 

des Landes Brandenburg Verkehr des Freistaates Sachsen 
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Kooperationsvereinbarung
Zwischen

dem Landkreis Görlitz
-vertreten durch den Landrat-

dem Landkreis Dahme-Spreewald 
-vertreten durch den Landrat-

dem Landkreis Elbe-Elster
-vertreten durch den Landrat-

dem Landkreis Oberspreewald-Lausitz 
-vertreten durch den Landrat-

dem Landkreis Spree-Neiße
-vertreten durch den Landrat-

sowie der kreisfreien Stadt Cottbus
-vertreten durch den Oberbürgermeister-

-nachfolgend Kooperationspartner genannt­

wird zur gemeinsamen Durchführung des Projektes „Zukunftswerkstatt Lausitz - Entwicklung 
neuer Perspektiven im Rahmen einer länderübergreifenden Regionalentwicklung in der 
Lausitz“ durch die Inanspruchnahme der „Experimentierklausel“ nach dem 
Koordinierungsrahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW-Koordinierungsrahmen) folgende Vereinbarung geschlossen;

Präambel

Der sächsische Landkreis Görlitz und die brandenburgischen Landkreise Dahme- 
Spreewald, Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz, Spree-Neiße sowie die kreisfreie Stadt 
Cottbus sind vom bevorstehenden gravierenden Strukturwandel in einem erheblichen Maße 
betroffen. Durch die Inanspruchnahme der Experimentierklausel nach GRW- 
Koordinierungsrahmen sollen die strukturellen Rahmenbedingungen und Voraussetzungen 
in der Lausitz länderübergreifend durch die Kooperationspartner gestaltet und nachhaltige 
Veränderungen angestoßen werden. Ziel ist es, die länderübergreifende Kooperation und die 
Wahrnehmung der Region als eine Wirtschafts- und Tourismusregion zu verbessern sowie 
die wirtschaftliche Diversifizierung voranzubringen.
Langfristig und vorausschauend sollen für die Region neue wirtschaftliche Perspektiven 
entwickelt werden. Dazu gehört unter anderem der Ausbau der regionalen Kooperation 
zwischen Verwaltung und Wirtschaft, die Verbesserung der länderübergreifenden 
Abstimmungsprozesse, die Auswahl und Umsetzung von strukturbestimmenden Projekten 
für die Region sowie die Bündelung und Beteiligung der verschiedenen Akteure in der 
Region.
Die Kooperationspartner vereinbaren, im Rahmen des Projektes mit dem Arbeitstitel 
„Zukunftswerkstatt Lausitz - Entwicklung neuer Perspektiven im Rahmen einer 
länderübergreifenden Regionalentwicklung in der Lausitz“ - im folgenden Projekt genannt - 
gemäß den nachfolgenden Bestimmungen zusammenzuarbeiten.

ILB-ILB



§ 1 Ziele

Ziel der Vereinbarung ist es, dass die Kooperationspartner die gemeinsame Antragstellung 
wahrnehmen und für die Dauer dieses Projektes und dessen Umsetzung bis zum 31.12.2020 
Zusammenarbeiten.

Gegenstand der Vereinbarung ist, sowohl die Übertragung der Antragstellung im Rahmen 
der Inanspruchnahme der Experimentierklausel auf den Landkreis Görlitz als Vertreter für die 
übrigen Kooperationspartner, als auch die Ausgestaltung des Fördermittel- und 
Projektmanagements durch die Kooperationspartner.

Grundlage für die Zusammenarbeit ist der von den Kooperationspartnern gemeinsam mit 
den Ländern Sachsen und Brandenburg erarbeitete Antrag mit den darin aufgeführten 
Handlungsfeldern vom 29.08.2016, den der GRW-Unterausschuss am 13.09.2016 
befünwortete.

Das Projekt wird durch den Bewilligungsbescheid und dem dazugehörigen Kosten- und 
Finanzplan konkretisiert.

§ 2 Aufgabenübertragung

Der Landkreis Görlitz wird von den beteiligten Kooperationspartnern ermächtigt, als 
Projektträger (im folgenden Lead-Partner genannt) den länderübergreifenden Antrag im 
Rahmen der Inanspruchnahme der Experimentierklausel nach GRW-Koordinierungsrahmen 
bei der zuständigen Bewilligungsbehörde, der Investitionsbank des Landes Brandenburg, für 
die Kooperationspartner zu stellen.

Der Landkreis Görlitz ist berechtigt den Bewilligungsbescheid entgegen zu nehmen und alle 
entsprechenden Maßnahmen, die zur Umsetzung der angestrebten Ziele notwendig sind, 
einzuleiten sowie Auszahlungsanträge zu stellen, die Abrechnung der beanspruchten Mittel 
gegenüber dem Fördermittelgeber vorzunehmen und die Verwendungsnachweise zu 
erstellen (Fördermittelmanagement).

Im Rahmen der länderübergreifenden Projektausführung übernimmt der Landkreis Görlitz als 
Lead-Partner die Koordination der Projektausführung (Projektmanagement - incl. 
Projektteam). Die Projektausführung soll nach der Umstrukturierung der Energieregion 
Lausitz-Spreewald GmbH in die länderübergreifende Gesellschaft „Wirtschaftsregion Lausitz 
GmbH" auf diese übertragen werden. Die Rechte und Pflichten des Lead-Partners gehen auf 
die Gesellschaft über.

§ 3 Organisation

Das Projekt besteht aus dem Lead-Partner als Steuerungseinheit sowie einem 
Lenkungsausschuss und einem Beirat.

§ 4 Lead-Partner

Der Landkreis Görlitz ist für das vorliegende Projekt der Lead-Partner. Er ist berechtigt, die 
ihm gemäß § 2 dieser Kooperationsvereinbarung übertragenen Aufgaben eigenständig 
durchzuführen.

Darüber hinaus obliegen dem Lead-Partner folgende Aufgaben: die Regelung von 
Personalangelegenheiten, die organisatorische Abwicklung des Projekts, sowie alle 
Aufgaben die nicht ausdrücklich den anderen Arbeitseinheiten dieses Projekts zugeordnet 
sind.



Der Lead-Partner ist bei der Ausführung der ihm übertragenen Aufgaben an die Beschlüsse 
des Lenkungsausschusses gebunden.

Der Lead-Partner verpflichtet sich, die Kooperationspartner über alle geplanten Schritte 
rechtzeitig zu informieren. Er ist darüber hinaus verpflichtet, jeweils zum 31.03. des 
Folgejahres einen Bericht über das vorangegangene Projektjahr zu verfassen und den 
Kooperationspartnern zur Verfügung zu stellen.

§ 5 Lenkungsausschuss

Im Rahmen der Umsetzung des gemeinsamen Projekts wird ein Lenkungsausschuss 
eingerichtet.

Mitglieder des Lenkungsausschusses sind die Kooperationspartner, sowie beratend jeweils 
ein Vertreter der zuständigen Landesministerien, der Projektleiter und zwei Vertreter der 
Lausitzrunde.

Die Aufgaben des Lenkungsausschusses umfassen:
' Beratung von Angelegenheiten mit grundsätzlicher Bedeutung (z. B.

Finanzierungsplan, Prozessablauf, Berichte)
' Steuerung und Lenkung der Aktivitäten zur Leitbildentwicklung, zur 

Öffentlichkeitsarbeit und in den Handlungsfeldern 
Festlegung von Evaluierungszeitpunkten
Überwachung von Projektfortschritten und von Arbeitsergebnissen 

' Bestellung des Projektleiters

Die Mitglieder des Lenkungsausschusses wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden / eine 
Vorsitzende mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Der / die Vorsitzende leitet die Sitzungen des Lenkungsausschusses und nimmt dessen 
Außenvertretung wahr.

Der Lenkungsausschuss trifft sich mindestens zweimal im Jahr.

Die Organisation und Durchführung des Lenkungsausschusses obliegt dem Projektleiter.

Weiteres bleibt einer vom Lenkungsausschuss zu beschließenden Geschäftsordnung 
Vorbehalten.

Der Lenkungsausschuss wird ermächtigt, im Bedarfsfall eine Arbeitsgruppe einzusetzen.

§ 6 Beirat

Der Lenkungsausschuss wird ermächtigt, einen Beirat einzusetzen. Die Mitglieder des 
Beirats werden vom Lenkungsausschuss benannt.

Dem Beirat sollen u. a. angehören; Vertreter der Gemeinden, der Kammern, der 
Bildungseinrichtungen, Unternehmen usw.

Der Beirat soll den Leitbildprozess sowie die weiteren Prozesse der Projektausführung durch 
seine Expertise in fachlichen Angelegenheiten, insbesondere in den einzelnen 
Handlungsfeldern, unterstützen. Darüber hinaus soll er über den Umsetzungsstand der 
laufenden Projekte informiert werden und Ideen für neue Projekte einbringen.



Es besteht die Möglichkeit im Rahmen der Projektumsetzung hinsichtlich der fünf benannten 
Handlungsfelder jeweils einen projektbezogenen Unterbeirat einzusetzen. Weitere 
Festlegungen kann der Lenkungsausschuss jederzeit treffen.

§ 7 Finanzierung

Das Projekt wird durch die Bereitstellung der bewilligten Fördermittel im Rahmen der 
Inanspruchnahme der Experimentierklausel nach dem GRW-Koordinierungsrahmen 
finanziert. Die Kooperationspartner haben zusammen einen Eigenanteil in Höhe von 10 % zu 
leisten. Die Höhe der zu bewilligenden Fördermittel und des zu leistenden Eigenanteils 
ergibt sich aus dem eingereichten GRW-Antrag vom 29.08.2016 und dem präzisierten 
Finanzierungsplan. Eine Konkretisierung erfolgt durch den Bewilligungsbescheid.

Sollten sich für die Kooperationspartner aus dem Bewilligungsbescheid der Investitionsbank 
des Landes Brandenburg weitere Vorgaben ergeben, so sind diese durch die 
Kooperationspartner zu regeln und umzusetzen.

§ 8 Kostenregelung

Der zu leistende Eigenanteil ist von allen Kooperationspartnern zu gleichen Teilen zu tragen.

Der Eigenanteil ist jeweils bis zum 31.01. des laufenden Jahres an den Lead-Partner zu 
zahlen. In 2017 erfolgt die erste Zahlung nach Aufforderung zu Projektbeginn.

Der Lead-Partner hat den übrigen Kooperationspartnern eine Abrechnung über die 
Verwendung der Eigenmittel vorzulegen. Die Kooperationspartner erhalten diesbezüglich ein 
Prüfungsrecht und ein Recht auf Akteneinsicht.

Sollten sich Veränderungen in der Projektfinanzierung abzeichnen, ist umgehend das 
Einvernehmen zwischen den Kooperationspartnern herzustellen.

§ 9 Laufzeit und Kündigung

Diese Vereinbarung endet mit dem Abschluss des Projekts spätestens zum 31.12.2021.

Ein ordentliches Kündigungsrecht steht den Kooperationspartnern nicht zu. Eine 
außerordentliche Kündigung ist zulässig bei Vorliegen eines wichtigen Grundes. Die 
Kündigung ist den übrigen Kooperationspartnern schriftlich mitzuteilen.

Die außerordentliche Kündigung eines Kooperationspartners führt nicht zur Auflösung der 
Kooperationsvereinbarung.

Die vorliegende Vereinbarung kann durch die Kooperationspartner einvernehmlich geändert 
werden.

§ 10 Haftung

Die Kooperationspartner haften gemeinsam für eine eventuelle Rückforderung von 
Fördermitteln oder Zinszahlungen.

Ansprüche der Kooperationspartner gegeneinander auf Ersatz von Schäden sind 
ausgeschlossen, soweit sie nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruhen.



§ 11 Vertraulichkeit

Die Kooperationspartner werden alle gegenseitig zugänglich gemachten Informationen 
vertraulich behandeln. § 394 des Aktiengesetzes gilt entsprechend.

§ 12 Schriftform

Änderungen und Ergänzungen der Kooperationsvereinbarung bedürfen der Schriftform.

§ 13 Sonstiges

Die angestrebte Kreisgebietsreform im Land Brandenburg hat keinen Einfluss auf die 
Wirksamkeit und den Bestand der vorliegenden Kooperationsvereinbarung.

Die hier eingegangenen Verpflichtungen sind von den neuen Gebietskörperschaften im 
vollen Umfang zu tragen.

§ 14 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so berührt dies 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht. Die Bestimmung soll 
vielmehr rückwirkend durch eine Regelung ersetzt werden, die rechtlich zulässig ist und in 
ihrem Gehalt der ursprünglichen Bestimmung am nächsten kommt.

§ 15 Ausfertigung

Dieser Vertrag wird in sechs Exemplaren ausgefertigt. Jeder Kooperationspartner erhält ein 
Exemplar.

§ 16 Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt am Tag der Unterzeichnung durch den letzten Kooperationspartner 
in Kraft.

Lübben, den

Land rat
Landkreis Dahme-Spreewald

Stellvertreter des Landrates 
Landkreis Dahme-Spreewald

Herzberg, den

Landrat
Landkreis Elbe-Elster

Stellvertreter des Landrates 
Landkreis Elbe-Elster



Senftenberg, den

Landrat
Landkreis Oberspreewald-Lausitz

Stellvertreter des Landrates 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz

Forst, den

Landrat
Landkreis Spree-Neiße

Stellvertreter des Landrates 
Landkreis Spree-Neiße

Cottbus, den

Oberbürgermeister 
kreisfreie Stadt Cottbus

Stellvertreter des Oberbürgermeisters 
kreisfreie Stadt Cottbus

Görlitz, den

Land rat
Landkreis Görlitz


